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Due to the large number of quotations from German-language primary sources, this Amicus Cu-
riae Brief was written in German. An English translation is included in the appendix (page 15 ff). 

 

Im Namen der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich (ETH Zürich) reichen wir 
den vorliegenden Amicus Curiae Brief gemäss Artikel 10 der Verfahrensordnung der Gros-
sen Beschwerdekammer ein. Die ETH Zürich gehört zu den renommiertesten Universitä-
ten weltweit. Ihr gehören mehr als 25'000 Studierende und 560 Professoren sowie weitere 
13'000 Mitarbeiter an, die der Schaffung und Mehrung von Wissen und Technologie zum 
Wohle der Gesellschaft verpflichtet sind. Vor diesem Hintergrund reicht die ETH Zürich 
mehr als 100 Patentanmeldungen jährlich beim Europäischen Patentamt aus den ver-
schiedensten technischen Disziplinen ein, um Erfindungen und Innovation in die indust-
rielle Praxis zu bringen. 

Unsere Stellungnahme konzentriert sich auf eine historische Perspektive, die in der lau-
fenden Diskussion um die Vorlagefragen noch wenig Beachtung fand, für deren Verständ-
nis aber von Bedeutung ist. 

Zulässigkeit 

Wir stimmen zu, dass die Vorlage der Fragen nach Art. 112(1)(a) EPÜ zulässig ist, da sie 
eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung betrifft und ihre Beantwortung zur Siche-
rung einer einheitlichen Rechtsanwendung notwendig ist. 
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Einleitung 

Die der Grossen Beschwerdekammer vorgelegten Rechtsfragen betreffen eine im Ertei-
lungsverfahren regelmässig gestellte Forderung: Die Prüfer und Prüferinnen verlangen, 
dass die Beschreibung an geänderte Ansprüche anzupassen sei (RL F-IV, 4.3), um das Er-
fordernis des Art. 84 EPÜ zu erfüllen. Diese Forderung ist weitgehend mit den Prüfungs-
richtlinien und der aktuellen Rechtsprechung der Beschwerdekammern (Rechtspre-
chung der Beschwerdekammern 2025, II.A.5.3) in Einklang. Jüngere Entscheidungen wie 
T 56/21 verneinen jedoch, dass sich dieses Erfordernis aus dem EPÜ ableiten lasse. 

Mit dem vorliegenden Amicus Curiae Brief möchten wir das Verhältnis zwischen Ansprü-
chen und Beschreibung aus einer historischen Perspektive beleuchten. Dies tun wir vor-
nehmlich anhand der Entwicklung des Schweizerischen Patentsystems, die sich dadurch 
auszeichnet, dass sie eine Rezeption der Entwicklungen der Patentgesetze anderer euro-
päischer Staaten ist, welche z.T. deutlich früher als die Schweiz Patentgesetze eingeführt 
hatten. Deswegen kann die Schweizerische als eine repräsentative Perspektive für die Er-
fahrungen und Debatten bei der Etablierung von Patentgesetzen in Europa gelten. [1] Wir 
sind folglich der Auffassung, dass im Sinne des Art. 125 EPÜ, die beispielhafte Schweize-
rische Entwicklung eines Patentgesetzes für die Beantwortung der Vorlagefragen berück-
sichtigt werden sollte und sie einer teleologischen Auslegung der im EPÜ verankerten Vor-
gaben zu Rolle und Verhältnis von Ansprüchen und Beschreibung dienlich ist. 

Entstehung der Patentgesetze in Europa und insbesondere eines Schweizerischen 
Patentgesetzes 

Als erstmals Patentgesetze erlassen wurden, waren Patentansprüche noch kein Erforder-
nis und Patente enthielten, anfangs auch ohne jegliche Prüfung, lediglich eine Beschrei-
bung zur Offenbarung der Erfindung: Frankreich war nach dem Vereinigten Königreich ei-
nes der ersten europäischen Länder, das bereits in den Anfängen der Industrialisierung 
1791 ein Patentgesetz erliess, [2] in dem sich bereits viele Erfordernisse finden, die auch 
moderne Patentanmeldungen erfüllen müssen, insbesondere die Beschreibung der Erfin-
dung: 

Le directoire des brevets d'invention expédiera Iesdits brevets sur les demandes 
qui lui parviendront des secrétariats des Départemens. Ces demandes contien-
dront le nom du demandeur, sa proposition & sa requête au Roi ; il y fera joint un 
paquet, renfermant la description exacte de tous les moyens qu'on se propose 
d'employer, [Herv. d. Verf.] & à ce paquet seront ajoutés les dessins, modèles & 
autres pièces jugées nécessaires pour l'explication de l'énonce de la demande, le 
tout avec la signature & sous le cachet demandeur. 
(Loi portant règlement sur la proprieté des Auteurs d'invention & découvertes en tout genre 
d'industrie, 1791) 

Erst 1968, fünf Jahre nach Unterzeichnung des Übereinkommen[s] zur Vereinheitlichung 
gewisser Begriffe des materiellen Rechts der Erfindungspatente («Strasbourg-
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Konvention») 1963, welches Ansprüche als Teil eines Patents vorsieht, wurde ein moder-
nes Französisches Patentrecht erlassen, das Patentansprüche verlangt:1 

Les revendications définissent l'objet de la protection demandée. Elles doivent 
être claires et concises et se fonder sur la description. 
(Art. 14 ter, LBI 1968) 

Italien, das mit dem Patentgesetz von Venedig 1474 als Wiege des Patentrechts gelten 
darf, wobei ein erstes italienisches Patentgesetz 1850 etabliert wurde, führte das Erfor-
dernis von Ansprüchen («rivendicazioni») 1939 ebenfalls eher spät ein. 

Das deutsche Patentgesetz wurde bereits 1891 bald nach seiner Einführung 1877 revi-
diert,2 sodass ein Patent mindestens einen Patentanspruch enthalten musste: 

Am Schlusse der Beschreibung ist dasjenige anzugeben, was als patentfähig un-
ter Schutz gestellt werden soll (Patentanspruch). 
(DPatG 1891) 

Die Fassung von 1877 verlangte hingegen neben Erteilungsantrag sowie der Bezeichnung 
der Erfindung («Die Anmeldung muß den Antrag auf Ertheilung des Patents enthalten und 
in dem Antrage den Gegenstand, welcher durch das Patent geschützt werden soll, genau 
bezeichnen.») vor allem deren Offenbarung in einer die Fachperson zur Ausführung der 
Erfindung befähigenden Weise: 

In einer Anlage ist die Erfindung dergestalt zu beschreiben, daß danach die Be-
nutzung derselben durch andere Sachverständige möglich erscheint. 
(DPatG 1877) 

Auch ausserhalb Europas wurden Patentansprüche erst in späteren Revisionen der Pa-
tentgesetze obligatorisch, z.B. in den USA ab 1836, nachdem 1790 ein erstes Patentge-
setz etabliert wurde. 

Lediglich das Österreichische Patentgesetz kennt seit seinem ersten Erlass 1897 Pa-
tentansprüche: 

Die Patentbeschreibung muss: 1. Die Erfindung derart klar, deutlich und vollstän-
dig beschreiben, dass danach die Benützung der Erfindung durch Sachverstän-
dige möglich ist; 2. dasjenige, was neu ist und somit den Gegenstand des Paten-
tes bildet, am Schlusse der Beschreibung in einem oder mehreren Patentansprü-
chen genau und in unterscheidender Weise hervorheben; 
(ÖPatG 1897) 

 
1 Es etablierte sich jedoch bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts als übliche Praxis, an das Ende der Beschreibung eine 
Zusammenfassung wesentlicher Merkmale zu stellen, die oft mit einer ausdrücklichen Formulierung der Art «EN RESUMÉ, je re-
vendique comme mon invention:» versehen wurden. 
2 Bereits vor Gründung des Deutschen Reiches 1871 gab es in den deutschen Einzelstaaten Patentgesetze. Wie auch in Frankreich 
war es in Deutschland bereits vor der gesetzlichen Einführung des Patentanspruchs übliche Praxis, einen Patentanspruch an das 
Ende der Beschreibung zu stellen. 
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In der Schweiz wurden spätestens Mitte des 19. Jahrhunderts Forderungen laut, ein nati-
onales Patentgesetz zu entwickeln, wobei der Nutzen eines Patentsystems kontrovers de-
battiert und zunächst bestritten wurde. [3] Durch umfassendes Werben Schweizer In-
dustrieller und Verbände gelangte man jedoch zunehmend zu der Erkenntnis, dass die 
Vorteile eines Patentgesetzes etwaige Nachteile überwögen, wobei die Schweiz auch an-
gesichts eines zunehmenden internationalen Handels mit Industriegütern unter Zug-
zwang mit den Nationen geriet, die bereits Patentgesetze etabliert hatten. Es setzte sich 
die Ansicht durch, dass die Offenbarung der Erfindung in Kombination mit dem Recht, die 
Ausbeutung einer Erfindung Dritten zu verbieten, geeignet ist, das innovationsfeindliche 
«Fabrikgeheimnis aufzuheben, welches der größte Feind des industriellen Fortschritts 
ist.» Ausserdem «beschäftigt sich [der Besitzer eines Patents] mit mehr Sorgfalt als jede 
andere Person mit der rationellen Verwerthung seiner Erfindungen». [4] Ein Vergleich mit 
«Ländern mit Patentschutz» zeige, dass «eine Erfindung schneller zur allgemeinen Kennt-
niss [kommt], als in Ländern ohne Schutz, weil dort wenig Grund zu Geheimnisskrämerei 
vorliegt.» [1] 

Die Offenbarung der Erfindung als Mittel zur Innovationsförderung und dem Technologie-
transfer war somit ein entscheidendes Argument für die Einführung eines Schweizer Pa-
tentrechts.3 

Trotzdem war eine Verfassungsänderung, die die Einführung eines Schweizer Patentge-
setzes erst ermöglicht hätte, in einer Volksabstimmung 1882 zunächst abgelehnt worden. 
[5] 

Gegner eines Patentgesetzes machten geltend, das nicht definiert sei, was eine Erfindung 
sei, und nicht bestimmbar, wer ein Erfinder sei, da Erfindungen eine Zusammensetzung 
vieler inkrementeller Entwicklungen seien, womit diese Gegner die Notwendigkeit auf-
zeigten, in einer Patentanmeldung sorgfältig das herauszustellen, was sich neu und erfin-
derisch vom Stand der Technik abhebe. [6]  

Der Schweizer Gesetzgeber nahm Vergleiche und Analysen der Patentgesetze anderer 
Staaten vor und erkannte für die betreffenden Staaten einen merklichen Nutzen des je-
weiligen Patentgesetzes. Es war in allen Staaten ein unstreitiges Prinzip des Patentwe-
sens, dass der «Schutz […] als staatliche Gegenleistung für die Veröffentlichung der Erfin-
dung betrachtet [wird]. Das Eine bedingt das Andere. Wenn die Patente den Erfindungen 
schnelleren Eingang in die Industrie schaffen sollen, so ist Veröffentlichung derselben un-
erlässlich. Nicht nur sollen andere Erfinder durch Veröffentlichung des Patentes vor der 
vergeblichen Arbeit des nochmaligen Erfindens behütet werden; sondern es sollen auch 
möglichst viele fähige Köpfe durch Verbesserungen mitarbeiten können, um eine 

 
3 Darüber hinaus sah sich die Schweiz mit einer Erwartungshaltung anderer Industrienationen konfrontiert, da 1880 an der diploma-
tischen Konferenz in Paris zur Ausarbeitung der Pariser Verbandsübereinkunft, deren Mitglied die Schweiz seit 1883 noch vor Verab-
schiedung eines eigenen Patentgesetzes ist, die Schweiz als Sitz des internationalen Büros für industrielles Eigentum bestimmt 
wurde. Gleichzeitig wurden zunehmend Stimmen laut, die der Schweizer Industrie mangels Patentgesetz Produktpiraterie vorwarfen 
und insbesondere die chemische Industrie – zu Recht – des Technologieklaus bezichtigten. [7] 
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Erfindung rasch zu vervollkommnen.» Um das zu erreichen, müssen die «ertheilten Pa-
tente […] in Jedermann leicht zugänglicher Weise veröffentlicht werden.» [1] 

Die Offenbarung der Erfindung wurde somit seit den ersten Initiativen für ein Schweizer 
Patentgesetz bis zu seinem ersten Inkrafttreten immer wieder betont und als unverzicht-
bares, für den gesellschaftlichen Nutzen eines Patentsystems notwendiges Merkmal her-
ausgestellt. Mit der Offenbarung der Erfindung werden die Zwecke Innovationsförderung, 
Wissenstransfer und technischer Fortschritt gewährleistet. Für die genannten Zwecke 
sind Patentansprüche nicht notwendig. Trotzdem war klar, dass der Erfinder für die Offen-
barung seiner Erfindung belohnt beziehungsweise zu dieser Offenbarung motiviert wer-
den müsse: «Auf der andern Seite sei es nur billig, daß derjenige, welcher auf eine Erfin-
dung Zeit, Mühe und Kosten verwende, dafür auch eine etwelche Belohnung erhalte, wel-
che ihm durch den zeitweiligen Schutz seiner Erfindung gegenüber unbefugter Nachma-
chung geboten werden solle.» [3] 

Nicht nur auf Ebene des einzelnen Patents, sondern im Hinblick auf einen ganzen der Öf-
fentlichkeit zugänglichen Korpus an offenbarten Erfindungen, die gemeinsam den Stand 
der Technik bilden, wurde die Triebkraft eines Patentwesens für technischen Fortschritt 
und Innovation gesehen: 

«Ein wohlgeordnetes Patentwesen aber gewährt einen historischen Ueberblick über alle 
Versuche, die zur Vervollkommnung der verschiedenen Gewerbe gemacht worden sind. 
Viele Forscher haben in diesen Dokumenten eine werthvolle Hülfe gefunden : sie haben 
zugleich die erfolgreichen und die verfehlten Erfindungen studiren können , und die Fehl-
griffe ihrer Vorgänger haben ihnen sowohl die zu umgehenden Klippen, als auch die ein-
zuschlagende Richtung gezeigt. […] Die darauf bezüglichen Publikationen, Zeichnungen 
und Pläne wecken den Erfindungsgeist und regen nützliche Aenderungen an, zu denen 
man anders gar nicht gekommen wäre, und welche den früher werthlosen Erfindungen 
einen wirklichen Werth verleihen. Selbst die schlechtesten Patente sind Wegweiser, die 
zu werthvollen Erfindungen führen können. Die Veröffentlichung der Patente nützt also 
auch dadurch, daß sie unreife Erfindungsgedanken zu unserer Kenntniß bringt und uns 
gestattet, unsere eigenen Ansichten zu korrigiren.» [7] 

1887 wurde die Schweizer Verfassung schliesslich geändert, um dem Bund die Gesetzge-
bungskompetenz «über den Schutz neuer Muster und Modelle, sowie solcher Erfindun-
gen, welche durch Modelle dargestellt und gewerblich verwerthbar sind» zu geben.4 [8]  

In Folge dieser Verfassungsänderung wurde ein Patentgesetz ausgearbeitet, wobei man 
sich weitgehend an den Patentgesetzen der benachbarten Länder und deren Erfahrungen 
sowie Prinzipien orientierte, von denen viele heute nach wie vor gültig sind (u.a. das Pa-
tent als Gegenstand des Vermögens, vgl. Art. 71-74 EPÜ; Schutz von Nutzern einer 

 
4 Die Einschränkung auf durch «Modelle darstellbare» Erfindungen, welche auf intensive Lobbyarbeit der Schweizer chemischen 
Industrie in Ablehnung eines Patentsystems erfolgte, wurde durch eine Verfassungsänderung 1905 abgeschafft, um u.a. die Paten-
tierung chemischer Erfindungen zu ermöglichen. 
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Erfindung vor dem wirksamen Datum der Patentanmeldung, vgl. Art. 35 CHPatG oder § 12 
DPatG; Nichtigkeitsgründe, vgl. Art. 100 EPÜ, Art. 138 EPÜ; sowie Regelungen zu Zwangs-
lizenzen, Einheitlichkeit, unschädlichen Offenbarungen auf Ausstellungen).5 

Natürlich fand das Erfordernis, die Erfindung zu offenbaren, Eingang in den Gesetzestext:  

Ein ertheiltes Patent ist als nichtig zu erklären: […] 

4) wenn die mit dem Gesuche eingereichte Darlegung der Erfindung (Beschrei-
bung und Zeichnungen) nicht genügt, um Sachverständigen die Ausführung der 
Erfindung möglich zu machen […]. 
(Art. 9 CHPatG 1888) 

Wer für eine Erfindung ein Patent erwerben will, hat hierfür beim eidgenössischen 
Amte für gewerbliches Eigenthum ein Gesuch nach Maßgabe eines sachbezügli-
chen Formulars6 einzureichen. 
Dieses Gesuch darf sich nur auf e i n e n Hauptgegenstand7 mit den zu demsel-
ben gehörigen Details beziehen. 
Dasselbe hat den Titel der Erfindung, welcher das Wesen des erfundenen Gegen-
standes klar und bestimmt bezeichnen soll,8 anzugeben. 
Dem Gesuche sind beizufügen: 
1) eine Beschreibung der Erfindung, welche in einer besondern Abtheilung der 
Schrift die wesentlichen Merkmale der Erfindung gedrängt aufführen muß ; […] 
(Art. 14 CHPatG 1888) 

Art. 14 1) CHPatG 1888 verlangt einen Vorläufer zum Patentanspruch: Wesentliche Merk-
male der Erfindung sollten am Ende der Beschreibung zusammengefasst werden. Die 
zum CHPatG 1888 erlassene Vollziehungsverordnung spezifiziert mit ausdrücklichem 
Verweis auf die deutsche Praxis: 

Am Schluss der Beschreibung sind die wesentlichen Merkmale der Erfindung 
(nach deutschem Sprachgebrauch „Patentansprüche“) gedrängt darzulegen. 
(Vollziehungsverordnung betreffend die Erfindungspatente vom 12. Oktober 1888) 

Die Zusammenfassung am Ende der Beschreibung diente zunächst nicht explizit der De-
finition des Schutzumfangs, sondern der Herausstellung dessen, was an der Erfindung 
neu gegenüber dem Stand der Technik sei. In der – vom Ausland beeinflussten – Patent-
praxis wurden anspruchsartige Formulierungen aber von Anfang an in Schweizer Paten-
ten verwendet, wobei in vielen Fällen, so auch dem ersten Schweizer Patent überhaupt, 
bereits ganze Anspruchssätze verwendet wurden: 

 
5 Die Schweiz war auch wie später die Urheber des EPÜ mit der Herausforderung konfrontiert, ein Gesetz in und für verschiedene 
Sprachregionen gleichermassen verbindlich zu etablieren (vgl. Art. 177 EPÜ). [11] 
6 Vgl. Regel 41 EPÜ 
7 Vgl. Artikel 82 EPÜ 
8 Vgl. Regel 41 (1) b) EPÜ 
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EN RÉSUMÉ, 
je revendique comme constituant mon invention: 
1° La combinaison de la demi-platine […] 
2° La combinaison du pont […] 
3° La combinaison d’une lunette […] 
4° L’ensemble du calibre décrit. 
(CH Patent N°1: Perfectionnements apportés à la construction de mouvements de montres de 
toutes dimensions) 

Die Forderung nach Patentansprüchen 

Nach seiner Einführung wuchs die Akzeptanz des Patentsystems in Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft, da sich die von seinen Befürwortern geltend gemachte innovationsför-
dernde Wirkung bestätigte:  

«Deshalb denkt kein namhafter Industriestaat daran, seine Patentgesetzgebung aufzuhe-
ben ; […] In der Tat darf die Allgemeinheit gerade in der Veröffentlichung der Patentschrif-
ten eine überaus wertvolle Quelle neuer Gedanken und neuer Dinge erkennen, durch wel-
che sie selbst neue Ausblicke erhält und zu neuen, oft dem ersten Erfinder selbst nach-
teiligen Erfolgen schreiten kann.» [9] 

In der Praxis standen die mit Patentstreitigkeiten befassten Gerichte vor der Herausforde-
rung, den Schutzumfang eines Patents zu bestimmen, und behalfen sich schnell mit der 
Zusammenfassung wesentlicher Merkmale und betrachteten diese zunehmend als den 
massgeblichen Inhalt der Patentschrift zu Bestimmung des Schutzumfangs. Denn «aus 
der blossen Beschreibung von Ausführungsbeispielen [lässt sich] das Wesen der Erfin-
dung in der grossen Mehrzahl der Fälle nur äusserst schwer und kaum je ganz sicher» her-
auslesen. [10] Daher sollte in Anlehnung an die Revision des deutschen Patentgesetzes 
1891 das Schweizer Patentgesetz revidiert werden um «die Wechselbeziehung zwischen 
dem Patentanspruch und dem sachlichen Geltungsbereich der Patente» klarzustellen, 
wobei der «Patentanspruch den Angelpunkt des Patentes» bilden sollte. «Dadurch soll 
dem redlichen Konkurrenten ermöglicht werden, von sich aus die Grenzen zu erkennen, 
welche seinem Schaffen durch ein Patent gesetzt werden. Es haben ja die Erfindungspa-
tente neben den unbestritten überwiegenden Vorteilen für die Entwicklung der Industrie, 
infolge der Fesseln, welche sie der Konkurrenz anlegen, auch wesentliche Nachteile. 
Diese letztern auf ein Mindestmass zu reduzieren […] durch Klarstellung des Geltungsbe-
reiches der Patente und bestimmte Ausscheidung derjenigen gewerblich verwertbaren 
Erfindungen, welche nicht unter den Schutz des Gesetzes fallen sollen […]. Es ist vom Pa-
tentbewerber nicht zu viel verlangt, wenn gefordert wird, dass er klar und bestimmt her-
aussage, worin er den Kern der Erfindung erblickt, derart, dass er dabei behaftet werden 
kann ; es liegt darin eine selbstverständliche Gegenleistung an die Gesellschaft, welche 
ihm durch die Patenterteilung ausschliessliche Rechte an seiner Erfindung gewährleis-
tet.» [10] 
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Bei der Revision des Patentgesetzes wurden auch Regelungen zur Neuheitsprüfung und 
zur Beschränkung von Ansprüchen eingefügt und wie aus einer Sitzung des Schweizeri-
schen Ständerats vom Dezember 1906 hervorgeht, wurden bereits damals die Vorlagefra-
gen in G 1/24 debattiert: 

«Zur Interpretation des Patentanspruches darf auch die Beschreibung herbeigezogen wer-
den. Es entspricht dies der Auffassung, wie sie in Deutschland speziell durch reichsge-
richtlichen Entscheid festgestellt worden ist […]: «Nur in diesem Zusammenhange lässt 
sich die Tragweite dessen voll erkennen, was der Anmeldende nach der möglichst knapp 
zu haltenden Fassung des Anspruches unter den Patentschutz hat stellen wollen. Eine 
Auslegung, welche nur den Anspruch berücksichtigt und an dessen, Wortlaut haftet, legt 
diesem zu Unrecht einen formellen Charakter bei und steht mit dem Grundprinzipe des 
Patentrechts nicht im Einklänge, dass sich die Erfindung nicht in ihrer einzelnen, äusseren 
Darstellung erschöpft.» So ist denn auch das Bundesgericht, und zwar schon unter der 
Herrschaft des geltenden Rechtes, das ja darüber [den Patentanspruch, Anm. d. Verf.] gar 
keine Bestimmungen enthält, im Jahre 1904 dazu gelangt, zu erklären, zur Interpretation 
eines Patentanspruches könne die Beschreibung der Erfindung in der Patentschrift her-
angezogen werden. Der Departementalentwurf, […] hat jenen Grundsatz nicht enthalten; 
es war vorgesehen, dass diese Beschreibung nebst Zeichnung nur soweit in Betracht fal-
len können, als für die Verständlichkeit des Patentanspruches in technischer Beziehung 
notwendig ist.» 

Das Schweizer Patentgesetz vom 21. Juni 1907 enthielt dann schliesslich mit Art. 5: 

Für jede Erfindung, deren Patentierung nachgesucht wird, ist ein Patentanspruch 
aufzustellen, welcher die Erfindung durch diejenigen Begriffe definiert, die der Pa-
tentbewerber zur Bestimmung des Gegenstandes des Patentes als erforderlich 
und als ausreichend erachtet. 

Dieser Patentanspruch ist massgebend für die Neuheit der Erfindung und den 
sachlichen Geltungsbereich des Patentes. 

Zur Auslegung des Patentanspruches kann die Beschreibung der Erfindung (Art. 
26) herangezogen werden. 

Zur Ergänzung der im Patentanspruch gegebenen Definition der Erfindung dürfen 
Unteransprüche aufgestellt werden. 

Art. 16: 

Das Patent ist durch den Richter als nichtig zu erklären : […] 

8. wenn der Patentanspruch, selbst unter Beiziehung der Beschreibung, keine 
klare Definition der Erfindung ergibt. 

und Art. 26: 
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Das Patentgesuch besteht aus […] einer Beschreibung der Erfindung ; zur Beschrei-
bung gehört auch die zu ihrem Verständnis nötige Zeichnung. […] 

Durch die Beschreibung ist die Erfindung dergestalt darzulegen, dass ihre Ausfüh-
rung durch Fachleute möglich ist. 

die wesentlichen Anforderungen an Beschreibung und Patentansprüche, wie wir sie 
heute kennen. Wie in den Patentgesetzen anderer späterer EPÜ-Staaten entschied man 
sich dazu, die Patentansprüche wie schon ihre Vorläuferform, die Zusammenfassung we-
sentlicher Merkmale, als eigenständigen Abschnitt in einem Patent auszuweisen. Der 
Schutzumfang sollte nicht direkt in der Beschreibung kenntlich gemacht oder aus ihr ab-
geleitet werden, da die Beschreibung der Offenbarung der Erfindung dient. Man erachtete 
es offenbar als zweckdienlich, die unterschiedlichen Funktionen des Patents – seinen 
Zweck, Erfindungen und technischen Fortschritt zu offenbaren, einerseits sowie das dem 
Inhaber gewährte Verbietungsrecht andererseits – durch strukturell und inhaltlich ver-
schiedene Teile einer Patentschrift zu gewährleisten. 

Das Verhältnis von Offenbarung, Beschreibung und Patentansprüchen 

Diese – wie eingangs erwähnt nicht Schweiz-spezifische – Entwicklung zu einem Patent-
gesetz, welches zunächst Vorschriften über Offenbarung und anschliessend Patentan-
sprüche als eigenständige Teile einer Patentschrift vorsieht, macht die Natur der jeweili-
gen Vorschriften deutlich: Das Offenbarungsgebot in Art. 83 i.V.m. Art. 78 (1) b) EPÜ ist 
eine Norm, die auf den Zweck des Patentwesens per se gerichtet ist. Sie dient damit der 
Legitimation des Patentsystems. Demgegenüber dienen die Patentansprüche nach 
Art. 78 (1) c) i.V.m. Art. 84 EPÜ beziehungsweise Art. 69 EPÜ der Motivation des Erfinders, 
in der Hoffnung auf Erteilung des von ihm formulierten Schutzbegehrens die exklusive 
Verwertung seiner Erfindung gewährt zu kriegen. Die Ansprüche dienen daher lediglich 
der Definition dessen, was der Erfinder im Austausch für die Offenbarung erhält. Sie defi-
nieren die Form der Belohnung, welche zur Offenbarung motiviert. Hypothetisch liesse 
sich eine Offenbarung auch durch andere Mittel erreichen wie Zwang oder ein staatlich 
festgelegter Erfinderlohn.9 

Dieser Tausch von Offenbarung gegen Verbietungsrecht wird gerne mit einem Handel zwi-
schen dem Patentinhaber und der Gesellschaft verglichen. Die Bezeichnung «Handel» 
impliziert eine Symmetrie, die bei genauer Betrachtung der Verfahren, die zum erteilten 
oder zurückgewiesenen Patent führen, nicht gegeben ist. Es ist gerade nicht so, dass ein 
Anmelder mit der zuständigen Behörde aushandelt, in welchem Umfang er eine Erfindung 
offenbart und in welchem Umfang er dafür im Gegenzug ein Schutzrecht erhält. Vielmehr 
bewirbt sich der Anmelder, oder, um die im Schweizerischen gebräuchliche Bezeichnung 
zu verwenden, der Patentbewerber um den Schutzbereich des Patents. Der Aspekt der 
Bewerbung wird auch durch den englischen Begriff applicant besser wiedergegeben als 

 
9 Siehe z.B. das «Wirtschaftspatent» im Patentsystem der Deutschen Demokratischen Republik. Auch das akademische Publikati-
onssystem beruht auf gänzlich anderen Anreizen, Forscher zur Offenbarung ihrer Ergebnisse zu motivieren.  
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durch das französische demandeur. Der Patentbewerber offenbart die Erfindung und be-
wirbt sich damit um einen von ihm vorgeschlagenen Anspruchssatz. Die am Anmeldetag 
vorgelegte Offenbarung ist verbindlich für das gesamte Verfahren (Artikel 123(2) EPÜ). Die 
Behörde prüft die Bewerbung hinsichtlich der Offenbarung der Erfindung und dem Stand 
der Technik. Dieses Verfahren ist asymmetrisch und eigentlich kein Handel.  

Wie bei der historischen Entwicklung des Patentwesens steht am Anfang eines jeden Pa-
tents somit die Offenbarung der Erfindung – als Ganzes (G 2/98) – und nicht der Patentan-
spruch. Die Offenbarung der Erfindung definiert den Umfang der Patentanmeldung und 
sie ist ausreichend, um einen Anmeldetag zu gewähren (Art. 80 i.V.m. Regel 40(1) c) EPÜ) 
und ein Prioritätsdatum zu bestimmen. Ansprüche sind nicht notwendig (Art. 88(4) EPÜ). 
Dies ist nicht nur in den EPÜ-Vertragsstaaten ein anerkannter Grundsatz (§ 35 (1) i.V.m. 
§ 34 (3) DPatG; Art. 56 (1) CHPatG; Article L612-2 c) CPI), sondern auch international gän-
gige Praxis (Article 29(1) TRIPS; Article 5 (1) PLT), wobei der PCT eine prominente Aus-
nahme bildet (Art. 11 (1) (iii) (e) PCT). 

Die Offenbarung der Erfindung erfolgt durch die Beschreibung und muss so deutlich und 
vollständig sein, dass eine Fachperson die Erfindung ausführen kann (Art. 83 EPÜ). Dem 
gegenüber geben die Patentansprüche den Gegenstand an, für den Schutz begehrt wird 
(Art. 84 EPÜ). Das EPÜ sagt nicht, dass die Ansprüche die Erfindung angeben, für die 
Schutz begehrt wird. Es wird also unterschieden zwischen dem Gegenstand des Schutz-
begehrens und dem Gegenstand der Erfindung. Erfindungen werden im EPÜ negativ über 
die Ausschlüsse des Art. 52(2) definiert. Somit ist alles eine Erfindung, sofern es nicht un-
ter diese Ausschlüsse fällt, auch nicht-technische Erfindungen. Denn das Erfordernis der 
Technizität nach Art. 52(1) EPÜ betrifft patentierbare Erfindungen, also eine Teilmenge al-
ler Erfindungen. Die Teilmenge der patentierbaren Erfindungen unterliegt weiteren Be-
schränkungen wie denen des Art. 53 EPÜ. Das heisst aber nicht, dass die unter Art. 53 
EPÜ genannten Gegenstände keine Erfindungen sind – tatsächlich bezeichnet Art. 53 EPÜ 
die nicht-patentierbaren Gegenstände ja ausdrücklich als Erfindungen. Im Schweizeri-
schen Obligationenrecht findet diese Unterscheidung zwischen der Gesamtheit aller Er-
findungen und der Teilmenge der patentierbaren Erfindungen ausdrücklich statt, indem 
die Regeln bezüglich der Rechte an einer Erfindung anzuwenden sind «unabhängig von 
ihrer [der Erfindung, Anm. d. Verf.] Schutzfähigkeit» (Art. 332 OR). Es gibt keinen Grund 
den Begriff «Erfindung» in Art. 83 EPÜ enger auszulegen als in den Art. 52 und 53 EPÜ. 
Somit verlangt Art. 83 EPÜ die Offenbarung der Erfindung ohne Einschränkungen wie die 
des Art. 52(1) oder Art. 53 EPÜ; d.h. Art. 83 EPÜ verlangt die Offenbarung der Erfindung 
unabhängig von ihrer Schutzfähigkeit. 

Dieses Verständnis des Offenbarungsgebots ist das Verständnis, mit welchem die Urhe-
ber der Patentgesetze diese entworfen haben. Wir halten dieses Verständnis für entschei-
dend, um die der Grossen Beschwerdekammer vorgelegten Fragen zu beantworten. Die 
Forderung, die Beschreibung sei an geänderte Ansprüche anzupassen, wird mit Art. 84 
Satz 2 EPÜ begründet. Aus der Forderung, dass die Patentansprüche von der 



 

11 
 

Beschreibung gestützt werden müssen („supported by the description“) beziehungs-
weise sich auf die Beschreibung gründen, durch die Beschreibung begründet sein müs-
sen („se fonder sur la description“) bedeutet nicht, dass die – ggf. verallgemeinerten – 
Gegenstände der Patentansprüche deckungsgleich sein müssen mit den in der Beschrei-
bung offenbarten Gegenständen. Die Forderung nach Stützung/support beziehungsweise 
Begründung impliziert nicht, dass die Beschreibung nicht eine Stützung, eine Begründung 
für weitere, nicht beanspruchte Gegenstände enthalten dürfe. Eine Anpassung der Be-
schreibung an geänderte Ansprüche hat unserer Auffassung nach daher nicht nur keine 
Grundlage im EPÜ, sie widerspricht dem Offenbarungsgebot von Art. 83 EPÜ sowie dem 
Zweck des Patentsystems, sobald eine Anpassung den Offenbarungsgehalt tangiert. 

Die Richtlinien für die Prüfung geben in F-IV, 4.3 verschiedene Beispiele, in denen eine 
Anpassung der Beschreibung an die Ansprüche notwendig sei. Widersprüche im Wortlaut 
zu beheben oder zu fordern, dass die Ansprüche alle wesentlichen Merkmale zur Ausfüh-
rung der Erfindung enthalten, widerspricht nicht dem Offenbarungsgebot. Fälle, in denen 
die Ansprüche an die Beschreibung angepasst werden, sind hinsichtlich der Offenbarung 
unkritisch und im Sinne des Art. 84 EPÜ Satz 2 beziehungsweise Art. 83 EPÜ auch gefor-
dert. Die Richtlinien verlangen aber auch eine Anpassung der Beschreibung für die Fälle, 
in denen die Ansprüche wegen Offenbarungen aus dem Stand der Technik, die dem An-
melder entgegengehalten werden, geändert werden müssen, z.B. durch Einschränkung 
eines unabhängigen Anspruchs auf eine von vormals zwei beanspruchten Ausführungs-
formen. Ein Streichen der nun nicht mehr beanspruchten Ausführungsform in der Be-
schreibung widerspricht jedoch dem Offenbarungsgebot: Nur weil der Stand der Technik 
eine Ausführungsform vorwegnimmt oder nahelegt, verliert die Beschreibung dieser Aus-
führungsform nicht ihren Wert als Beitrag zum technischen Wissen. Die durch den Stand 
der Technik nahegelegte Ausführungsform könnte auch aus unbekannten Gründen trotz 
der Nahelegung nicht funktionieren. Forscher müssen regelmässig feststellen, dass ein 
scheinbar offensichtliches Experiment bei der Durchführung scheitert. Die Beschreibung 
einer im Hinblick auf den Stand der Technik nahegelegten Ausführungsform hat somit 
durchaus ihre Berechtigung. 

Besonders kritisch betrachten wir die Fälle, in denen ein optionales Merkmal in einen un-
abhängigen Anspruch aufgenommen wird, um sich vom Stand der Technik abzugrenzen, 
und dieses Merkmal dann in der Beschreibung ebenfalls als essenziell gekennzeichnet 
werden soll: Sofern dieses Merkmal nicht auch aus technischer Sicht essenziell ist, 
würde eine solche Darstellung in der Beschreibung in einer falschen Offenbarung mün-
den. Gleiches betrifft das Streichen eines Merkmals aus einer Liste alternative Ausfüh-
rungsformen: Eine beschriebene Zusammensetzung, beinhaltend die Stoffe A, B oder C, 
mag aus technisch-wissenschaftlicher Sicht für die Lösung der technischen Aufgabe 
funktionieren, auch wenn wegen entgegengehaltenen Stands der Technik der unabhän-
gige Anspruch nur auf eine Zusammensetzung beinhaltend A oder B gerichtet ist. Ein 
Streichen von C mündet nicht in einer falschen Offenbarung, aber der 
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Offenbarungsgehalt wird reduziert, denn der Öffentlichkeit, die das erteilte Patent konsul-
tiert, wird die Information vorenthalten, dass die Zusammensetzung auch mit C möglich 
ist. Wir haben oben erläutert, dass ein Verbleiben von C in der Beschreibung nicht Art. 84 
EPÜ widerspricht. 

Man mag nun einwenden, die Öffentlichkeit könne die veröffentlichte Anmeldung statt 
des erteilten Patents konsultieren. Allerdings steht ausser Frage, dass eine Patentanmel-
dung im Prüfungsverfahren eine Qualitätskontrolle durchläuft, denn die Korrektur redak-
tioneller Fehler, Klarstellungen einer technischen Wirkung (RL H-V, 2-1) oder die Auf-
nahme relevanter Dokumente aus dem Stand der Technik rechtfertigen durchaus eine An-
passung der Beschreibung. Der Verweis auf die veröffentlichte Anmeldung würde auch 
die Rolle der Übersetzung der Patentschrift einschliesslich der Beschreibung, die man-
che EPÜ-Staaten für die Validierung verlangen, unberücksichtigt lassen. Denn diese 
Übersetzung erfolgt zur Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Erfindung. Schliesslich 
sei daran erinnert, dass das «Patent» seinem Namen nach «Offenbartes» bedeutet und 
nicht «Occupatus» («Beanspruchtes») genannt wird. Wenn ein Patentsystem seinen 
Zweck, technischen Fortschritt zu offenbaren, erfüllen soll, dann sind Leser einer Patent-
schrift gerade nicht nur patentrechtlich vorgebildete Juristen, sondern die gesamte Öf-
fentlichkeit, insbesondere auch Forscher, die «in diesen Dokumenten eine werthvolle 
Hülfe» finden. [7] Für letztere, an der rechtlichen Dimension einer Patentschrift womög-
lich gar nicht interessierte Leser, ist eine Unterscheidung zwischen veröffentlichter An-
meldung und erteilter Patentschrift müssig.  

In RL F-IV, 4.3 wird ferner gefordert, dass Gegenstände, die unter die Ausnahmen des 
Art. 53 EPÜ fallen, aus der Beschreibung zu streichen seien. Wie oben erläutert bezieht 
sich das Offenbarungsgebot auf alle Erfindungen und nicht nur auf patentierbare Erfin-
dungen. Das Streichen z.B. eines chirurgischen Verfahrens aus der Beschreibung wider-
spricht somit Art. 84 EPÜ: Ein chirurgisches Verfahren oder eine therapeutische Behand-
lung sind Erfindungen im Sinne des EPÜ, sie sind nur nicht patentierbar. Es kann zum Ver-
ständnis einer beanspruchten Vorrichtung für die Durchführung einer chirurgischen Be-
handlung sogar geboten sein, das entsprechende Verfahren zu beschreiben, insbeson-
dere, um das «für» im Anspruch zu verstehen. Eine Streichung von «Offenbarungen, Aus-
führungsformen, Beispiele[n] usw.» wird auch in RL G-II, 5.3 im Hinblick auf Regel 28 (1) 
i.V.m. Art. 53 a) EPÜ gefordert, wenn diese die Verwendung von menschlichen embryona-
len Stammzellen umfassen. Aber auch hier halten wir ein Belassen dieser Teile in der Be-
schreibung für geboten, auch wenn deren Patentierbarkeit ausgeschlossen ist. Zwar mag 
man schon das Erfinden unter Verwendung embryonaler Stammzellen als unethisch be-
trachten, in T 2510/18 stellte jedoch die Beschwerdekammer klar, dass der Patentierbar-
keitsausschluss nach Art. 53 a) EPÜ sich ausschliesslich auf die gewerbliche Verwendung 
einer Erfindung bezieht und nicht darauf, wie die Erfindung gemacht wurde. Somit kann 
die Wirkung von Art. 53 EPÜ nicht von Patentierbarkeitsausschlüssen zu Offenbarungs-
ausschlüssen erweitert werden. 
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Alternativ zu einer Streichung schlagen die Richtlinien eine Kennzeichnung der Gegen-
stände vor, die nicht unter das Schutzbegehren fallen. Eine solche Kennzeichnung scha-
det dem Offenbarungsgebot nicht, sofern nicht die Formulierung «nicht erfindungsge-
mäss» verwendet wird. Allerdings ist hier die Frage angebracht, ob ein Patent ohne eine 
solche Kennzeichnung wirklich zu «Zweifeln über den Gegenstand des Schutzbegehrens» 
(RL F-IV, 4.3) führt. Wir haben gezeigt, dass genau solche Zweifel in den Anfängen des Pa-
tentwesens zur Einführung der Patentansprüche geführt haben. Man hat sich gerade nicht 
dazu entschieden, den beanspruchten Gegenstand direkt in der Beschreibung an den je-
weils einschlägigen Stellen zu kennzeichnen. Auch ein in Patentsachen unkundiger Leser 
versteht, dass die «in einer besondern Abtheilung der Schrift […] gedrängt» aufgeführten 
«wesentlichen Merkmale der Erfindung» (Art. 14 CHPatG 1888) den Schutzbereich des 
Patents angeben, zumal dieser Abschnitt der Patentschrift mit der Überschrift «Ansprü-
che», «Claims» oder «Revendications» versehen ist. Eine solche Kennzeichnung, für die 
wir ebenfalls keine Grundlage im EPÜ erkennen, sollte daher nur äusserst zurückhaltend 
und nur in speziellen Ausnahmefällen verlangt werden. 

Abschliessend sei noch darauf verwiesen, dass das EPÜ ein Abkommen zur Erteilung von 
Patenten ist (Art. 1 EPÜ) und nicht wie das UPC ein Abkommen zur gerichtlichen Prüfung 
von Patenten. Eine Anpassung der Beschreibung an geänderte Ansprüche kann den Ge-
richten bei der Auslegung der Patentansprüche in einer Weise vorgreifen, die nicht dem 
Auftrag des EPÜ entspricht, das ausdrücklich die Zuständigkeit für Patentverletzungen 
den nationalen Gerichten zuweist (Art. 64(3) EPÜ). 

Zusammenfassung 

1. Die Beschreibung dient der Offenbarung der Erfindung und ist somit auf den Zweck 
des Patentsystems per se gerichtet. Die Beschreibung und der Umfang der Offen-
barung wird im Gegensatz zu den Ansprüchen, die den Gegenstand des Schutzbe-
gehrens definieren, im Erteilungsverfahren nicht ausgehandelt. 

2. Die vollständige Offenbarung der Erfindung im erteilten Patent dient der Informa-
tion der gesamten Öffentlichkeit, einschliesslich derjenigen, welche nur am tech-
nisch-wissenschaftlichen Inhalt eines Patents ungeachtet seiner Schutzfunktion 
interessiert sind. 

3. Eine Anpassung der Beschreibung an geänderte Ansprüche kann den Gerichten 
bei der Auslegung der Patentansprüche insbesondere im Hinblick auf eine äquiva-
lente Patentverletzung in einer Weise vorgreifen, die nicht dem Auftrag des EPÜ 
entspricht. 

Beantwortung der Vorlagefragen 

Da wir keine Erfordernisse im EPÜ erkennen, die eine Anpassung der Beschreibung an ge-
änderte Ansprüche erforderlich macht (Vorlagefrage 2), sollten auch die Vorlagefragen 1 
und 3 negativ beantwortet werden. Eine Anpassung der Beschreibung an geänderte An-
sprüche mit Ausnahme von Korrekturen von Widersprüchen technischer Art innerhalb 
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der Beschreibung selbst würde vielmehr dem dem Patentsystem inhärenten Offenba-
rungsgebot der gesamten Erfindung zuwiderlaufen. 

Wir hoffen, der Grossen Beschwerdekammer mit den Ausführungen in diesem Amicus 
Curiae Brief gedient zu haben. 

Hochachtungsvoll, 

 

 

 

Prof. Beat Weibel Dr. Wolfram Feuerstein 
Head of ETH transfer Technology & Licensing Manager 
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English Translation: Amicus Curiae Brief pursuant to Art. 10 RPEBA regarding 
referral G 1/25 
 

28. January 2026 

 

On behalf of the Swiss Federal Institute of Technology Zurich (ETH Zurich), we submit this 
amicus curiae brief in accordance with Article 10 of the Rules of Procedure of the En-
larged Board of Appeal. ETH Zurich is one of the most renowned universities in the world. 
With more than 25,000 students and 560 professors, as well as a further 13,000 employ-
ees, it is committed to creating and advancing knowledge and technology for the benefit 
of society. Against this background, ETH Zurich submits over 100 patent applications to 
the European Patent Office each year, spanning a wide range of technical disciplines, with 
the aim of bringing inventions and innovations into industrial practice. 

Our present opinion focuses on a historical perspective that has received little attention 
in the ongoing discussion of the referred questions, but which is important for under-
standing them. 

Admissibility 

We agree that the referral of the questions under Art. 112(1)(a) EPC is admissible, as it 
concerns a legal issue of fundamental importance and its resolution is necessary to en-
sure uniform application of the law. 

Introduction 

The legal questions referred to the Enlarged Board of Appeal concern a requirement that 
is regularly imposed in the grant procedure: examiners require that the description be 
adapted to amended claims (Guidelines F-IV, 4.3) in order to satisfy the requirement of 
Article 84 EPC. This requirement is largely in line with the Guidelines for Examination and 
the current case law of the Boards of Appeal (Case Law of the Boards of Appeal 2025, 
II.A.5.3). However, more recent decisions such as T 56/21 deny that this requirement can 
be derived from the EPC. 

With this amicus curiae brief, we would like to examine the relationship between claims 
and descriptions from a historical perspective. We do so primarily on the basis of the de-
velopment of the Swiss patent system, which is characterised by its reception of devel-
opments in the patent laws of other European countries, some of which had introduced 
patent laws much earlier than Switzerland. For this reason, Switzerland can be consid-
ered a representative perspective for the experiences and debates surrounding the estab-
lishment of patent laws in Europe. [1] We therefore believe that, within the meaning of 
Article 125 EPC, the exemplary Swiss development of a patent law should be taken into 
account in answering the questions referred and that it is useful for a teleological 
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interpretation of the provisions enshrined in the EPC on the role and relationship of claims 
and description. 

The emergence of patent laws in Europe and, in particular, Swiss patent law 

When patent laws were first enacted, patent claims were not yet a requirement and pa-
tents initially contained only a description of the invention, without any examination: After 
the United Kingdom, France was one of the first European countries to enact a patent law 
in 1791, at the dawn of industrialisation,[2] which already contained many of the require-
ments that modern patent applications must meet, in particular the description of the 
invention: 

The Director of Patents shall dispatch the said patents upon receipt of applica-
tions from the secretariats of the departments. These applications shall contain 
the name of the applicant, his proposal and his request to the King; he shall en-
close a package containing an exact description of all the means he proposes to 
employ, [emphasis added] and to this package shall be added the drawings, mod-
els and other items deemed necessary for the explanation of the statement of the 
application, all with the signature and seal of the applicant. 
(Act regulating the property rights of originators of inventions and discoveries in all types of indus-
try, 1791) 

It was not until 1968, five years after the signing of the Convention on the Unification of 
Certain Points of Substantive Law on Patents for Invention (the "Strasbourg Convention") 
in 1963, which provides for claims as part of a patent, that a modern French patent law 
was enacted, requiring patent claims:10 

The claims define the subject matter of the protection sought. They must be clear 
and concise and based on the description. 
(Art. 14 ter, LBI 1968) 

Italy, which can be considered the cradle of patent law with the Venice Patent Act of 1474, 
whereby the first Italian patent law was established in 1850, also introduced the require-
ment for claims ("rivendicazioni") rather late in 1939. 

The German Patent Act was revised in 1891, shortly after its introduction in 1877,11 so that 
a patent had to contain at least one patent claim: 

At the end of the description, it must be stated what is to be protected as patenta-
ble (patent claim). 
(DPatG 1891) 

 
10 However, in the second half of the 19th century, it became common practice to include a summary of the essential features at the 
end of the description, often accompanied by an explicit statement such as "EN RESUMÉ, je revendique comme mon invention:" (In 
summary, I claim as my invention:). 
11 Even before the German Empire was founded in 1871, patent laws existed in the individual German states. As in France, it was 
common practice in Germany to place a patent claim at the end of the description even before the legal introduction of the patent 
claim requirement. 
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The 1877 version, on the other hand, required not only an application for grant and a de-
scription of the invention ("The application must contain the request for grant of the patent 
and specify in the request the subject matter to be protected by the patent."), but above 
all its disclosure in a manner enabling a person skilled in the art to carry out the invention: 

The invention must be described in an appendix in such a way that it appears pos-
sible for other experts to use it. 
(DPatG 1877) 

Outside Europe, too, patent claims only became mandatory in later revisions of patent 
laws, e.g. in the USA from 1836 onwards, after the first patent law was established in 
1790. 

Only the Austrian Patent Act has recognised patent claims since it was first enacted in 
1897: 

The patent description must: 1. describe the invention clearly, distinctly and com-
pletely so that experts can use the invention; 2. highlight precisely and distinctly 
what is new and thus forms the subject matter of the patent at the end of the de-
scription in one or more patent claims; 
(ÖPatG 1897) 

In Switzerland, calls for the development of a national patent law began to be heard by 
the middle of the 19th century at the latest, although the benefits of a patent system were 
controversially debated and initially disputed. [3] However, thanks to extensive lobbying 
by Swiss industrialists and associations, it was increasingly recognised that the ad-
vantages of a patent law outweighed any disadvantages, and Switzerland was also under 
pressure from nations that had already established patent laws in view of the increase in 
international trade in industrial goods. The view prevailed that the disclosure of an inven-
tion, combined with the right to prohibit third parties from exploiting it, was a suitable 
means of “removing the factory secret”, which was “hostile to innovation” and “the great-
est enemy of industrial progress”. Furthermore, "the owner of a patent takes more care 
than any other person in the rational exploitation of their inventions."[4]  A comparison 
with "countries with patent protection" showed that "an invention becomes common 
knowledge more quickly than in countries without protection, because there is little rea-
son for secrecy there." [1] 

The disclosure of inventions as a means of promoting innovation and technology transfer 
was thus a decisive argument for the introduction of Swiss patent law.12 

 
12 In addition, Switzerland was confronted with the expectations of other industrialised nations, as it was designated as the seat of 
the International Bureau for Industrial Property at the 1880 diplomatic conference in Paris to draft the Paris Convention, of which 
Switzerland has been a member since 1883, even before passing its own patent law. At the same time, there were increasing calls 
accusing Swiss industry of product piracy due to the lack of a patent law and, in particular, accusing the chemical industry – rightly 
so – of technology theft. [7] 
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Nevertheless, a constitutional amendment that would have made the introduction of a 
Swiss patent law possible was initially rejected in a referendum in 1882. [5] 

Opponents of a patent law argued that it was not defined what an invention was and that 
it was impossible to determine who an inventor was, since inventions were a combination 
of many incremental developments. These opponents thus highlighted the need to care-
fully emphasise in a patent application what was new and inventive in relation to the state 
of the art. [6]  

The Swiss legislature compared and analysed the patent laws of other countries and rec-
ognised the significant benefits of the respective patent laws for the countries concerned. 
It was an undisputed principle of the patent system in all countries that "protection [...] is 
regarded as a quid pro quo from the state for the publication of the invention. The one 
necessitates the other. If patents are to enable inventions to find their way into industry 
more quickly, their publication is essential. Not only should other inventors be protected 
from the futile work of reinventing the wheel by the publication of the patent, but as many 
capable minds as possible should also be able to contribute improvements in order to 
perfect an invention quickly.” To achieve this, "granted patents [...] must be published in a 
manner that is easily accessible to everyone." [1] 

The disclosure of the invention was thus repeatedly emphasised from the first initiatives 
for a Swiss patent law until its initial entry into force, and was highlighted as an indispen-
sable feature necessary for the social benefits of a patent system. The disclosure of the 
invention ensures the promotion of innovation, knowledge transfer and technical pro-
gress. Patent claims are not necessary for the aforementioned purposes. Nevertheless, it 
was clear that the inventor had to be rewarded for disclosing his invention or motivated to 
do so: "On the other hand, it is only fair that those who invest time, effort and money in an 
invention should receive some reward for it, which should be offered to them in the form 
of temporary protection of their invention against unauthorised imitation." [3] 

The driving force behind a patent system for technical progress and innovation was seen 
not only at the level of individual patents, but also in terms of the entire body of disclosed 
inventions accessible to the public, which together form the state of the art: 

“A well-organised patent system provides a historical overview of all attempts made to 
perfect various trades. Many researchers have found these documents to be a valuable 
aid: they have been able to study both successful and failed inventions, and the mistakes 
of their predecessors have shown them both the pitfalls to avoid and the direction to take. 
[…] The relevant publications, drawings and plans stimulate the inventive spirit and inspire 
useful changes that would otherwise never have been made, giving real value to inven-
tions that were previously worthless. Even the worst patents are signposts that can lead 
to valuable inventions. The publication of patents is therefore also useful in that it brings 
immature inventive ideas to our attention and allows us to correct our own views.” [7] 
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In 1887, the Swiss Constitution was finally amended to give the Confederation legislative 
power "over the protection of new designs and models, as well as inventions that are rep-
resented by models and are commercially exploitable".13 [8]  

As a result of this constitutional amendment, a patent law was drafted, largely based on 
the patent laws of neighbouring countries and their experiences and principles, many of 
which are still valid today (including the patent as an object of property, cf. Art. 71-74 EPC; 
protection of users of an invention before the effective date of the patent application, cf. 
Art. 35 CHPatG or § 12 DPatG; grounds for invalidity, cf. Art. 100 EPC, Art. 138 EPC; and 
provisions on compulsory licences, unity, and harmless disclosures at exhibitions).14 

Naturally, the requirement to disclose the invention was included in the text of the law:  

A granted patent shall be declared invalid: […] 

4) if the disclosure of the invention (description and drawings) submitted with the 
application is not sufficient to enable experts to carry out the invention [...]. 
(Art. 9 CHPatG 1888) 

Anyone wishing to obtain a patent for an invention must submit an application to 
the Federal Office for Industrial Property using the relevant form.15 
This application may only relate to o n e main subject16 with the details pertaining 
thereto. 
The application must state the title of the invention, which should clearly and pre-
cisely describe the nature of the invented object.17 
The application must be accompanied by: 
1) a description of the invention, which must concisely list the essential features 
of the invention in a separate section of the document; […] 
(Art. 14 CHPatG 1888) 

Art. 14 1) CHPatG 1888 requires a precursor to the patent claim: the essential features of 
the invention should be summarised at the end of the description. The implementing or-
dinance issued for CHPatG 1888 specifies, with explicit reference to German practice: 

At the end of the description, the essential features of the invention (according to 
German usage, "patent claims") must be summarised concisely. 
(Vollziehungsverordnung betreffend die Erfindungspatente vom 12. Oktober 1888) 

The summary at the end of the description did not initially serve explicitly to define the 
scope of protection, but rather to highlight what was new about the invention compared 

 
13 The restriction to inventions that could be represented by models, which was the result of intensive lobbying by the Swiss chemical 
industry in opposition to a patent system, was abolished by a constitutional amendment in 1905 in order to enable, among other 
things, the patenting of chemical inventions. 
14 Like the later authors of the EPC, Switzerland was also confronted with the challenge of establishing a law that was equally binding 
in and for different language regions (cf. Art. 177 EPC). [11] 
15 See Rule 41 EPC 
16 See Article 82 EPC 
17 See Rule 41(1)(b) EPC 
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to the prior art. However, in patent practice – influenced by other countries – claim-like 
formulations were used in Swiss patents from the outset, with entire sets of claims al-
ready being used in many cases, including the very first Swiss patent: 

IN SUMMARY, 
I claim as constituting my invention: 
1° The combination of the half-plate […] 
2° The combination of the bridge […] 
3° The combination of a bezel […] 
4° The entire calibre described. 
(CH Patent No. 1: Improvements to the construction of watch movements of all sizes) 

The call for patent claims 

After its introduction, acceptance of the patent system grew in business, politics and so-
ciety, as the innovation-promoting effect claimed by its proponents was confirmed:  

“That is why no reputable industrialised country would consider repealing its patent leg-
islation; [...] Indeed, the general public can recognise the publication of patent specifica-
tions as an extremely valuable source of new ideas and new things, through which it gains 
new perspectives and can achieve new successes, often to the detriment of the original 
inventor.” [9] 

In practice, courts dealing with patent disputes faced the challenge of determining the 
scope of protection of a patent and quickly resorted to summarising essential features, 
increasingly considering these to be the relevant content of the patent specification for 
determining the scope of protection. This is because "in the vast majority of cases, it is 
extremely difficult and almost impossible to deduce the essence of the invention from the 
mere description of embodiments". [10] Therefore, following the revision of the German 
Patent Act in 1891, the Swiss Patent Act should be revised to clarify "the interrelationship 
between the patent claim and the substantive scope of the patents", whereby the "patent 
claim should form the linchpin of the patent". "This should enable honest competitors to 
recognise for themselves the limits imposed on their work by a patent. In addition to their 
undisputed advantages for industrial development, invention patents also have signifi-
cant disadvantages due to the restrictions they impose on competition. The latter should 
be reduced to a minimum [...] by clarifying the scope of patents and clearly distinguishing 
those commercially exploitable inventions that should not be protected by law [...]. It is 
not too much to ask of the patent applicant to state clearly and precisely what they con-
sider to be the core of the invention, in such a way that they can be held accountable for 
it; this is a natural quid pro quo to society, which grants them exclusive rights to their in-
vention by granting them a patent." [10] 

During the revision of the Patent Act, provisions on novelty examination and the limitation 
of claims were also included, and as can be seen from a meeting of the Swiss Council of 
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States in December 1906, the questions referred in G 1/24 were already being debated at 
that time: 

"The description may also be used to interpret the patent claim. This corresponds to the 
opinion established in Germany, specifically by a decision of the Imperial Court [...]: "Only 
in this context can the full scope of what the applicant intended to place under patent 
protection be fully recognised, according to the wording of the claim, which should be as 
concise as possible. An interpretation that only takes into account the claim and adheres 
to its wording wrongly attributes a formal character to it and is not in accordance with the 
basic principle of patent law that the invention is not exhausted in its individual, external 
representation." Thus, even under the current law, which does not contain any provisions 
on this matter [the patent claim, author's note], the Federal Supreme Court concluded in 
1904 that the description of the invention in the patent specification could be used to in-
terpret a patent claim. The departmental draft [...] did not contain this principle; it was 
envisaged that this description, together with the drawings, could only be taken into ac-
count to the extent necessary for the technical comprehensibility of the patent claim.” 

The Swiss Patent Act of 21 June 1907 finally contained the following in Art. 5: 

For every invention for which a patent is sought, a patent claim must be drawn up 
which defines the invention by means of those terms which the patent applicant 
considers necessary and sufficient to determine the subject matter of the patent. 

This patent claim shall be decisive for the novelty of the invention and the material 
scope of the patent. 

The description of the invention (Article 26) may be used to interpret the patent 
claim. 

Subclaims may be filed to supplement the definition of the invention given in the 
patent claim. 

Art. 16: 

The patent shall be declared invalid by the judge: [...] 

8. if the patent claim, even with reference to the description, does not provide a 
clear definition of the invention. 

and Art. 26: 

The patent application consists of [...] a description of the invention; the descrip-
tion also includes the drawings necessary for its understanding. [...] 

The description must present the invention in such a way that it can be carried out 
by persons skilled in the art. 
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the essential requirements for the description and patent claims as we know them today. 
As in the patent laws of other later EPC states, it was decided to include the patent claims 
as a separate section in a patent, as was already the case with their predecessor, the 
summary of essential features. The scope of protection should not be directly indicated 
in the description or derived from it, as the description serves to disclose the invention. It 
was apparently considered expedient to ensure the different functions of the patent – its 
purpose of disclosing inventions and technical progress on the one hand, and the exclu-
sive right granted to the proprietor on the other – by means of structurally and substan-
tively different parts of a patent specification. 

The relationship between disclosure, description and patent claims 

This development – which, as mentioned at the outset, is not specific to Switzerland – 
towards a patent law that first provides for provisions on disclosure and then patent 
claims as separate parts of a patent specification clearly illustrates the nature of the re-
spective provisions: The disclosure requirement in Art. 83 in conjunction with Art. 78 (1) 
b) EPC is a standard that is directed at the purpose of the patent system per se. It thus 
serves to legitimise the patent system. In contrast, the patent claims under Art. 78(1)(c) 
in conjunction with Art. 84 EPC and Art. 69 EPC serve to motivate the inventor, hoping to 
being granted the scope of protection they have applied for, to obtain exclusive exploita-
tion of their invention. The claims therefore merely serve to define what the inventor re-
ceives in exchange for the disclosure. They define the form of reward that motivates dis-
closure. Hypothetically, disclosure could also be achieved by other means, such as coer-
cion or a state-determined inventor's reward.18 

This exchange of disclosure for the right to prohibit is often compared to a trade between 
the patent holder and society. The term "trade" implies a symmetry that, upon closer ex-
amination of the procedures leading to the granting or rejection of a patent, does not exist. 
It is not the case that an applicant negotiates with the competent authority the extent to 
which they disclose an invention and the extent to which they receive a property right in 
return. Rather, the applicant applies for the scope of protection of the patent. The aspect 
of application is better expressed by the term “Patentbewerber” (corresponds directly to 
the English “patent applicant”), which is common in Swiss German, than by the term “Pa-
tentanmelder” (“patent registrant”), which is common in standard German. The French 
“demandeur” also lacks the aforementioned application aspect. Thus, the patent appli-
cant discloses the invention and thereby applies for a set of claims proposed by them. 
The disclosure submitted on the filing date is binding for the entire procedure (Article 
123(2) EPC). The office examines the application with regard to the disclosure of the in-
vention and the state of the art. This procedure is asymmetrical and not actually a trade.  

 
18 See, for example, the "Wirtschaftspatent" (“economic patent”) in the patent system of the German Democratic Republic. The aca-
demic publication system is also based on completely different incentives to motivate researchers to disclose their results.  
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As in the historical development of the patent system, the starting point for every patent 
is therefore the disclosure of the invention – as a whole (G 2/98) – and not the patent claim. 
The disclosure of the invention defines the scope of the patent application and is suffi-
cient to grant a filing date (Art. 80 in conjunction with Rule 40(1)(c) EPC) and to determine 
a priority date. Claims are not necessary (Art. 88(4) EPC). This is not only a recognised 
principle in the EPC contracting states (Section 35(1) in conjunction with Section 34(3) 
DPatG; Art. 56(1) CHPatG; Article L612-2 c) CPI), but also international practice (Article 
29(1) TRIPS; Article 5 (1) PLT), with the PCT being a prominent exception (Art. 11 (1) (iii) (e) 
PCT). 

The invention is disclosed in the description, which must be sufficiently clear and com-
plete to enable a person skilled in the art to carry out the invention (Art. 83 EPC). In con-
trast, the patent claims specify the subject matter for which protection is sought (Art. 84 
EPC). The EPC does not state that the claims specify the invention for which protection is 
sought. A distinction is therefore made between the subject matter of the protection 
sought and the subject matter of the invention. Inventions are defined negatively in the 
EPC by the exclusions in Art. 52(2). Thus, anything that does not fall under these exclu-
sions is an invention, including non-technical inventions. This is because the requirement 
of technical character under Art. 52(1) EPC applies to patentable inventions, i.e. a subset 
of all inventions. The subset of patentable inventions is subject to further restrictions, 
such as those in Art. 53 EPC. However, this does not mean that the subject-matter listed 
in Art. 53 EPC does not qualify as an invention – in fact, Art. 53 EPC expressly identifies 
the non-patentable subject matter as inventions. The Swiss Code of Obligations explicitly 
makes this distinction between all inventions and the subset of patentable inventions by 
stipulating that the rules governing rights to an invention apply "irrespective of its [the in-
vention's, author's note] protectability" (Art. 332 OR).  There is no reason to interpret the 
term "invention" in Art. 83 EPC more narrowly than in Art. 52 and 53 EPC. Thus, Art. 83 EPC 
requires the disclosure of the invention without restrictions such as those in Art. 52(1) or 
Art. 53 EPC; i.e. Art. 83 EPC requires the disclosure of the invention regardless of its pro-
tectability. 

This understanding of the disclosure requirement is the understanding with which the au-
thors of European patent laws drafted them. We consider this understanding to be crucial 
in answering the questions referred to the Enlarged Board of Appeal. The requirement that 
the description be adapted to amended claims is justified by Art. 84, second sentence, 
EPC. The requirement that the patent claims must be supported by the description ("von 
der Beschreibung gestützt") or based on the description ("se fonder sur la description") 
does not mean that the – possibly generalised – subject-matter of the patent claims must 
be congruent to the subject-matter disclosed in the description. The requirement for sup-
port in, or being based on the description does not imply that the description may not 
contain support for further, unclaimed subject matter. Therefore, in our opinion, adapting 
the description to amended claims not only has no basis in the EPC, but also contradicts 
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the disclosure requirement of Art. 83 EPC and the purpose of the patent system as soon 
as such an adaptation affects the scope of disclosure. 

The Guidelines for Examination in F-IV, 4.3 give various examples in which it is necessary 
to adapt the description to the claims. Resolving contradictions in the wording or requir-
ing that the claims contain all the essential features for carrying out the invention does 
not contradict the requirement of disclosure. Cases in which the claims are adapted to 
the description are uncritical in terms of disclosure and are also required within the 
meaning of Article 84, second sentence, and Article 83 EPC. However, the guidelines also 
require the description to be adapted in cases where the claims have to be amended due 
to disclosures in the prior art that are cited against the applicant, e.g. by limiting an inde-
pendent claim to one of two previously claimed embodiments. However, deleting the em-
bodiment that is no longer claimed in the description contradicts the disclosure require-
ment: just because the prior art anticipates or suggests an embodiment, the description 
of this embodiment does not lose its value as a contribution to technical knowledge. The 
embodiment suggested by the prior art could also fail to work for unknown reasons de-
spite the suggestion. Researchers regularly find that an apparently obvious experiment 
fails when carried out. The description of an embodiment suggested by the prior art is 
therefore entirely justified. 

We take a particularly critical view of cases in which an optional feature is included in an 
independent claim in order to distinguish it from the prior art, and this feature is then also 
to be designated as essential in the description: unless this feature is also essential from 
a technical point of view, such a representation in the description would result in an in-
correct disclosure. The same applies to the deletion of a feature from a list of alternative 
embodiments: a described composition containing substances A, B or C may work from 
a technical and scientific point of view to solve the technical problem, even if, due to prior 
art, the independent claim is only directed to a composition containing A or B. Deleting C 
does not result in an incorrect disclosure, but the disclosure content is reduced because 
the public consulting the granted patent is denied the information that the composition is 
also possible with C. We have explained above that retaining C in the description does not 
contravene Art. 84 EPC. 

One might object that the public could consult the published application instead of the 
granted patent. However, there is no question that a patent application undergoes quality 
control during the examination procedure, because the correction of editorial errors, clar-
ifications of a technical effect (RL H-V, 2-1) or the inclusion of relevant documents from 
the prior art certainly justify an adjustment of the description. Further, referring to the 
published application would also disregard the role of the translation of the patent spec-
ification, including the description, which some EPC states require for validation. This is 
because the translation is made to inform the public about the invention. Finally, it should 
be remembered that the word "patent" means "disclosed" and not "occupatus" 
("claimed"). If a patent system is to fulfil its purpose of disclosing technical progress, then 
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the readers of a patent specification are not only lawyers trained in patent law, but the 
general public, in particular researchers, who find "valuable assistance in these docu-
ments". [7] For the latter readers, who may not even be interested in the legal dimension 
of a patent specification, a distinction between a published application and a granted pa-
tent specification is pointless. 

RL F-IV, 4.3 also requires that items falling under the exceptions of Art. 53 EPC be deleted 
from the description. As explained above, the disclosure requirement applies to all inven-
tions and not only to patentable inventions. Deleting, for example, a surgical procedure 
from the description therefore contravenes Art. 84 EPC: A surgical method or therapeutic 
treatment are inventions within the meaning of the EPC, but they are not patentable. In 
order to understand a claimed device for performing a surgical treatment, it may even be 
necessary to describe the corresponding method, in particular to understand the "for" in 
the claim. The deletion of "any disclosure, embodiment, example or similar” is also re-
quired in Guideline G-II, 5.3 with regard to Rule 28(1) in conjunction with Article 53(a) EPC 
if these involve the use of human embryonic stem cells. Here too, however, we consider 
it necessary to retain these parts in the description, even if their patentability is excluded. 
Although the invention using embryonic stem cells may be considered unethical, in 
T 2510/18 the Board of Appeal clarified that the exclusion from patentability under Art. 
53(a) EPC refers exclusively to the industrial application of an invention and not to how 
the invention was made. Thus, the effect of Article 53 EPC cannot be extended from ex-
clusions from patentability to exclusions from disclosure. 

As an alternative to deletion, the guidelines propose marking subject matter for which no 
protection is sought. Such marking does not undermine the disclosure requirement, pro-
vided that the wording "not according to the invention" is not used. However, the question 
arises as to whether a patent without such marking really casts "doubt on the subject-
matter for which protection is sought" (Guidelines F-IV, 4.3). We have shown that it was 
precisely such doubts that led to the introduction of patent claims in the early days of the 
patent system. It was decided not to mark the claimed subject matter directly in the de-
scription at the relevant points. Even a reader unfamiliar with patent matters understands 
that the "essential features of the invention" listed "in a separate section of the document 
[...]" (Art. 14 CHPatG 1888) indicate the scope of protection of the patent, especially since 
this section of the patent specification is headed "Claims”, “Ansprüche” or "Revendica-
tions". Such marking, for which we also see no basis in the EPC, should therefore only be 
required with extreme caution and only in special exceptional cases. 

Finally, it should be noted that the EPC is an agreement on the granting of patents (Art. 1 
EPC) and not, like the UPC, an agreement on the judicial examination of patents. Adapting 
the description to amended claims may prejudge the courts in their interpretation of the 
patent claims in a manner that is not in line with the mandate of the EPC, which expressly 
assigns jurisdiction for patent infringements to the national courts (Art. 64(3) EPC). 
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Summary 

1. The description serves to disclose the invention and is therefore directed at the 
purpose of the patent system per se. Unlike the claims, which define the subject 
matter of the protection sought, the description and the scope of disclosure is not 
negotiated in the grant procedure. 

2. The complete disclosure of the invention in the granted patent serves to inform the 
general public, including those who are only interested in the technical and scien-
tific content of a patent, regardless of its protective function. 

3. Adapting the description to amended claims may prejudice the courts in their in-
terpretation of the patent claims, particularly with regard to equivalent patent in-
fringement, in a manner that is not in line with the mandate of the EPC. 

Answer to the questions referred 

Since we do not recognise any requirements in the EPC that necessitate adapting the de-
scription to amended claims (question 2), questions 1 and 3 should also be answered in 
the negative. Rather, adapting the description to amended claims except for corrections 
of technical inconsistencies within the description itself, would run counter to the re-
quirement for full disclosure of the invention inherent in the patent system. 

We hope that the explanations provided in this amicus curiae brief have been of service 
to the Enlarged Board of Appeal. 

Yours sincerely, 

 

 

 

Prof. Beat Weibel Dr. Wolfram Feuerstein 
Head of ETH Transfer Technology & Licensing Manager 
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Abkürzungen: 
Abbreviations : 

LBI - Loi sur les brevets d'invention (Frankreich) 

DPatG – Deutsches Patentgesetz 

CHPatG – Bundesgesetz über die Erfindungspatente (Schweiz) 

ÖPatG – Österreichisches Patentgesetz 

CPI – Code de la propriété intellectuelle (Frankreich) 

TRIPS – Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights 

PLT – Patent Law Treaty 

OR – Schweizerisches Obligationenrecht 

UPC – Unified Patent Court 

Ist der Abkürzung eine Jahreszahl nachgestellt, so wird sich auf das jeweilige Gesetz/Ab-
kommen in der in diesem Jahr in Kraft getretenen Fassung bezogen, andernfalls auf die 
heute gültige Fassung. 

If the abbreviation is followed by a year, reference is made to the respective law/agree-
ment in the version that came into force in that year; otherwise, reference is made to the 
version currently in force. 
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